


durch die wirtschaftliche Krise immer größer wurde und 
die daraus resultierenden Kosten nach Ansicht der Unter- 
nehmen wie der Bonner Regierungskoalition die interna- 
tionale Konkurrenzfähigkeit der deutschen Wirtschaft ge- 
fährdeten. 

Die Verschlechterung derwirtschaftlichen Situation der 
meisten Deutschen ging dabei einher mit einerzuspitzung 
der internationalen Konflikte. Die HoffnungvielerBundes- 
bürger, nach dem Zerfall des sozialistischen Lagers werde 
die Welt nun friedlicher werden, werde es tatsächlich zu 
dervonvielen Kommentatoren angekündigten friedlichen 
»neuen Weltordnung« kommen, erwies sich angesichts der 
kriegerischen Auseinandersetzungen in vielen Teilen der 
Welt als ebensolche Fehlkalkulationwie die Erwartung auf 
einen dauerhaften Wirtschaftsaufschwung. Mit dem Bür- 
gerkrieg im ehemaligen Jugoslawien sind massive militäri- 
sche Konflikte sogar wieder bis direkt vor »unsere Haus- 
tür« gekommen. Das Gerede der Politikerund Journalisten 
von der »Friedensdividende«, die nach dem Wegfall des »ei- 
sernen Vorhangs« kommen werde, hat sich in der Realität 
als leeres Geschwätz erwiesen. Es ist gerade für die Bun- 
desrepublik zu ständig weiter wachsenden Kosten für die 
Durchsetzung der »neuen Weltordung« gekommen-seien 
es Zahlungen an die im zweiten Golfkrieg beteiligten West- 
mächte oder für die NATO-Einsätze in Bosnien, seien es die 
Aufwendungen für die Flüchtlinge aus dem früheren Ju- 
goslawien oder den anderen Krisenregionen dieser Welt. 
Die neue Rolle Deutschlands in der Welt kostet viel Geld, 
das soll der Bevölkerung über die Steuern abgezwungen 
werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland, einst neben Japan 
das Land mit den größten Leistungsbilanzüberschüssen 
der Welt wies wegen der Staatsverschuldung im vergange- 
nen Jahr ein Leistungsbilanzdefizit von 33 Mrd. DM aus 
(Vergleichszahl 1989: 108 Mrd. DM Überschuß). In den er- 
sten neun Monaten diese Jahres hat sich das Leistungsbi- 
lanzdefizit trotz eines um 10,4 Mrd. DM gestiegenen Han- 
delsbilanzüberschusses von schätzungsweise 52,4 Mrd. 
DM mit 41,9 Mrd. DM imvergleich zum gleichenvorjahres- 
zeitraum sogar noch einmal fast verdoppelt. Trotz stetig 
steigender Steuern und Abgaben, trotz der bisherigen 
Schnitte ins soziale Netz absorbiert der Staat inzwischen 
30% des Kapitalmarktaufkommens. 1995 steigt der Einzel- 
posten Bundesschuld (Zinsen und Tilgung) von 67 Mrd. 
DM auf 98 Mrd. DM und verschlingt damit ein Viertel aller 
Steuereinnahmen. Noch in dieser Legislaturperiode wird 
er der größte Einzelposten des Haushalts, vor Arbeit und 
Sozialordnung. Die aus steigenden Steuern, höheren Sozi- 
alabgaben und hohen Zinsen resultierende Belastungen 
werden für das deutsche Kapital zu einem ernsthaften Han- 
dicap in der internationalen Konkurrenz. Da aber gleich- 
zeitig mit steigenden Aufwendungen für die zunehmenden 
internationalen Aktivitäten der Bundesrepublik (z. B. Bun 0 deswehreinsätze in Krisengebieten) zu rechnen ist und die 
Wirtschaft nach steuerlichen Entlastungen ruft, bedeutet 

Die zentrale Aufgabe jeder künftigen Regierung: Abbau 
der Staatsverschuldung und »Umbau des Sozialstaates« 

Die Zukunft der wieder die Regierung bildenden CDUl 
FDP-Koalition hängt wesentlich davon ab, wie sie das ent- 
scheidende Problem angeht,vor dem jede bundesdeutsche 
Regierung heute steht: Es muß angesichts der Situation auf 
dem Weltmarkt ein Weg gefunden werden, die Belastun- 
gen der Unternehmen durch die enorm gestiegene Staats- 
verschuldu~g und die Sozialleistungen spürbar zu verrin- 
gern. Beide Punkte hängen dabei insofern zusammen, als 
die hohe Staatsverschuldung zu einem erheblichen Teil 
darauf beruht, daß der »soziale Frieden« nach dem An- 
schluß der DDR durch milliardenschwere Transferleistun- 
gen auf Pump erkauft worden ist. 
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Kiel: »Zapata« Buchladen, Jungfernstieg 27 C Lüneburg: »F.Del- 
bancoc, Bessemerstr. 3 Mönchengladbach: »prolibri« Buchla- 
den, Regentenstr. 120 Siegen: Buchhandlung »Bücherkiste«, 
Bismarkstr. 3 
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dernisse. In der Frage der »Out of Area«-Einsätze der Bun- 
deswehr stritten CDU und SPD beispielsweise lediglich 

Das infas-Institut hat nach der Bundestagswahi 
ein Modell der wahrscheinlichen Wähler- 
wanderung zwischen den Parteien entworfen. 
Danach hat die SPD von CDUICSU und FDP 
gewonnen und Nichtwähler mobilisiert. 
Die FDP verlor in alle Richtungen. 

I. 

N I C H T W Ä H L E R  

das, daß vor allem die Kosten für die Sozialleistungen dra- 
stisch beschnitten werden müssen. Das existierende so- 
ziale Netz ist für das Unternehmerlager trotz des damit bis- 
her erkauften sozialen Friedens zu teuer geworden. 

Die informelle gmfJe Koalition 

Schon während der letzten Legislaturperiode des Bun- 
destags hat es invielen Fällen so etwas wie eine informelle 
große Koalition zwischen CDUlCSUund SPD gegeben. Ob 

C es die Pflegeversicherung, die Gesundheits-und die Postre- 
form betraf oder ob es um das Asylrecht und Auslandein- 
sätze der Bundeswehr ging, stets einigten sich die großen 
Parteien.ZumTei1 erfolgte die Einigung dabei sogar auf Ko- 
sten des Koalitionspartners FDP, so bei der Gesundheitsre- 
form oder bei der Einführung der Pflegeversicherung. 

Oberflächlich war all das eine Konsequenz aus der 
Stärke der SPD in den Länderregierungen und damit im 
Bundesrat. Im Grunde aberwar und ist es nur ein Ausdruck 
der Tatsache, daß die beiden großen Parteien sich in einem 
wesentlichen Punkt einig sind. Die deutsche Politik muß 
die Sicherung der internationalen Konkurrenzfähigkeit 
des Standorts Deutschland an die erste Stelle setzen. Die- 
sem Primat hat sich nicht nur die Wirtschafts-und Sozialpo- 
litik zu unterwerfen, sondern gleichermaßen auch die Au- 
ßen- und Innenpolitik. Folglich relativierten und relativie- 
ren sich in vielen Bereichen die Unterschiede zwischen 
CDUICSU und SPD. Die Notwendigkeit, Kürzungen im So- 
zialbereich vorzunehmen, war und ist im Grundsatz 
ebenso unumstritten wie der Vorsatz, in der internationa- 
len Politik eine größere Rolle zu spielen, indem die Bundes- 
wehr sich an militärischen Einsätzen außerhalb des NATO- 
Bereichs beteiligt oder die Bundesrepublik einen ständi- 
gen Sitz im UN-Sicherheitsrat anstrebt. 

Meinungsverschiedenheiten gab und gibt es vielfach 
nur über die konkrete Umsetzung der allgemeinen Erfor- 

darum, ob dafür die Verfassung werden müsse 
oder nicht. Auch bei der ~ u s h ö h l u n ~  des Grundrechts auf 
Asyl und des Fernmeldegeheimnisses, der Aufgabe der 
strikten Trennung zwischen Polizei und Geheimdienst 
oder der Reduzierung der Rechte von Angeklagten und 
Verteidigern sowie der Einführung der Kronzeugenrege- 
lung gab es nur Differenzen im Detail. 

Grundsätzlich einig sind sich CDUICSU und SPD bisher 
auch noch darin, daß die Sicherung der Konkurrenzfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft den »sozialen Frieden« im 
Lande derzeit nicht in Frage stellen darf. Er ist immer noch 
ein entscheidender Wettbewerbsvorteil des deutschen Ka- 
pitals und soll deshalb bei allen »notwendigen Einschnit- 
ten ins soziale Netz« im Kern erhalten bleiben. Diese Posi- 
tion teilt allen öffentlichen Forderungen nach einem »Um- 
bau des Sozialsystems« zum Trotz bislang auch noch die 
Mehrheit des Unternehmerlagers, und zwar in erster Linie 
die großen Konzerne. Auch sie sind froh, die bei den erfor- 
derlichen Entlassungen drohenden sozialen Konflikte 
durch Rückgriff auf Sozialleistungen des Staates vermei- 
den oder zumindest abmildern zu können. So ist es in den 
Großbetrieben gängige Praxis, ältere Beschäftigte durch 
Sozialpläne aus dem Betrieb rauszukaufen und ihnen den 
Vorruhestand mit Geldern der Arbeitslosenversicherung 
nahezubringen. Vorreiter in der Stellenreduzierung waren 
während der letzten Jahre denn auch die Großbetriebe mit 
mehr als 5000 Beschäftigten, die seit 1992 durchschnittlich 
15 % ihres Personals abgebaut haben. 

Dieser Prozeß vollzog sich aufgrund der staatlichen Ab- 
federungsmöglichkeiten weitgehend »geräuschlos«, ohne 
betrieblichen Widerstand und meist auch ohne öffentliche 
Aufmerksamkeit. Der Preis für den relativ reibungslosen 
Arbeitsplatzabbau war allerdings die enorme Belastung 
der Sozialversicherungen und des Staatshaushalts. Das 
bundesdeutsche Kapital sieht sich angesichts der im inter- 
nationalen Vergleich sehr hohen Lohnnebenkosten daher 
in jüngster Zeit zunehmend gezwungen, über die bisherige 
Form der sozialen Absicherungen grundsätzlich nachzu- 
denken und eine neue, spürbar weniger kostspielige 
Ebene des »sozialen Konsens« zu fordern. 

Die Fordemngen des Unternehmerlagers 

Zwei Tage nach der Wahl präsentierte der Bundesver- 
band der Arbeitgeberverbände eine Denkschrift mit dem 
Titel »Umbau des Sozialstaates«: Ohne Rücksicht auf gel- 



tende Tarifverträge schlagen die Unternehmer unter ande- 
rem vor, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall einzu- 
schränken, die Patienten stärker an den Arztkosten zu be- 
teiligen und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen künftig 
aus Steuermitteln zu finanzieren und das Rentenniveau ZU 
senken. Das erklärte Ziel ist es, die Lohnnebenkosten zu 
reduzieren. Die meisten dieser Vorschläge sind nicht neu 
und knüpfen an die schon in den vergangenen Jahren 
praktizierte Sozialpolitik an: 

Bereits zum Jahresbeginn wurden Arbeitslosen-, Kurz- 
arbeiter- und Unterhaltsgeld um 3 % gesenkt. Ab JanuarV95 
werden diese Leistungen um weitere 2 % sinken, da durch 
den 7,5 %igen Solidarzuschlag die Bemessungsgrundlage 
sinkt. Die Sozialhilfe ist seit zwei Jahren eingefroren. Die 
Mittel für ABM-Maßnahmen sind erheblich gekürzt wor- 
den. Ein immer größer werdender Teil der Krankheitsko- 
sten muß von den Kranken selbst getragen werden. Diese 
Liste könnte noch um viele Punkte verlängert werden. 
Geht es nach Arbeitgeberpräsident Klaus Murmann, müs- 
sen die Einschnitte allerdings noch wesentlich schmerz- 
hafter sein, um die Belastungen für die Unternehmen end- 
lich im gewünschten Umfang reduzieren zu können. 

Das Memorandum des BDA ist indes kein Sofort-Pro- 
gramm, sondern Teil einer langfristigen Kampagne, die 
darauf abzielt, das Thema »Umbau des Sozialstaates« in der 
öffentlichen Diskussion zu halten. Ein Teil der Unterneh- 
merforderungen setzt deshalb am bestehenden Sozialab- 
bau an, andere Forderungen dienen bewußt als Tabu- 
Bruch, was bedeutet, daß diese Themen noch weichge- 
kocht werden müssen. In diese Richtung zielen die Vor- 
schläge, das Rentenniveau zu senken und Rentenvorsorge 
langfristig zu jedermanns Privatangelegenheit zu machen. 

Daß solche Forderungen derzeit noch keine Realisie- 
rungschancen haben, die Bereitschaft der Bevölkerungs- 
mehrheit zu einer grundsätzlichen Veränderung des sozia- 
len Sicherungssystems (noch?) nicht da ist, zeigt das 
Schicksal, das der Vorschlag einer von der Bundesregie- 
rung eingesetzten Expertenkommission zum Wohnungs- 
bau erlitt. Er sah vor, den sozialen Wohnungsbau einfach 
abzuschaffen. Damit überschritt er jedoch bereits das Maß 
an Opferbereitschaft, welches die Politiker der Bevölke- 
rung momentan zutrauen können. Die Angst, den sozialen 
Frieden in der Bundesrepublik ernsthaft zii gefährden, 
zwang die Bundesregierung erst einmal zum Rückzug, zu 
einer Distanzierung von diesem Vorschlag. 

Die Grenzen der Gemeinsamkeiten zwischen CDU/CSU 
und SPD 

All die oben angeführten Gemeinsamkeiten zwischen 
CDUICSU und SPD dürfen nicht darüber hinweg täuschen, 
daß eine wesentliche Differenz bestehen bleibt. Diese Dif- 
ferenz liegt in der unterschiedlichen sozialen Zusammen- 
setzung der Mitglieder und vor allem der Wählerschaft. 
Forderungen nach einer tiefgreifenden Veränderung des 
sozialen Systems, wie sie von Kapitalseite erhoben wer- 
den, müssen bei der SPD zwangsläufig auf größeren Wider- 
stand stoßen als bei der CDUICSU. Denn ihre Wählerbasis 
ist von solchen Plänen ungleich stärker betroffen als die 
der CDUICSU. Die SPD ist, dies zeigen die Ergebnisse der 
letzten Wahl deutlich, immer noch die Partei der Arbeiter 
in Westdeutschland. Im Vergleich zur Bundestagswahl von 
1990 hat sie bei den Arbeitern an Stimmen gewonnen, den 
damals auf nur noch 4% gesunkenen Abstand zur CDUl 
CSU wieder deutlich vergrößert. Die SPD ist bei den ge- 
werkschaftlich orientierten Arbeitern mit fast zwei Drittel 
der Stimmen sogar ähnlich stark wie die CDUICSU bei den 
überzeugten Katholiken. Verluste hat sie dagegen bei den 
besser verdienenden Angestellten und Beamten zu ver- 
zeichnen gehabt.Von ihnen ist ein erheblicher Teil zu den 

Grünen gewechselt. Im Ruhrgebiet konnte die SPD aber ih- 
ren Vorsprung zur CDU ausbauen, in Dienstleistungshoch- 
burgen wie dem Rhein-Main-Gebiet oder dem Umland der 
Städte München und Düsseldorf mußte sie dagegen deiitli- 
che Verluste zugunsten der Grünen und der CDU in Kauf 
nehmen. 

Die große Rolle, die die Arbeiterschaft für die SPD im- 
mer noch spielt, bildet ein nicht zu unterschätzendes Hin- 
dernis für alle Versuche, die Sozialleistungen drastisch zu 
reduzieren. Denn die meisten (auch der gewerkschaftlich 
organisierten) Arbeiter sind zwar durchaus bereit, für die 
Konkurrenzfähigkeit ihres Betriebes und auch der gesam- 
ten deutsche~l Wirtschaft Opfer zu bringen, Die Opfer sol- 
len aber sozial ausgewogen und für den einzelnen noch er- 
träglich sein.Um das zu gewährleisten, haben sie ja schließ- 
lich mit klarer Mehrheit die SPD gewählt. Anders als bei 
der Frage der Asylgesetzgebung oder in Fragen der inne- 
ren Sicherheit, wo zwischen der Masse der CDUICSU- und 
der SPD-Wähler eine weitgehende Übereinstimmung be- 
stand und die Einigung der Parteien somit auch relativpro- 
blemlos war, wird eine Übereinkunft zwischen den großen 
Parteien, sollten wirklich drastische Einschnitte ins »so- 
ziale Netz«erforderlich sein, daher nicht so einfach mög- . 

lich sein. Die CDUICSU will den sozialen F r i ede~  derzeit 1 
zwar auch nicht gefährden, ihre »Schmerzgrenze« bei even- 
tuellen Kürzungen der Sozialleistungen und einer Verrin- 
gerung der Lobnnebenkosten ist aufgrund der anderen so- 
zialen Zusammensetzung von Partei und Wählerschaft 
aber erheblich später erreicht als die der SPD. 

Genau diese Differenz markiert den Punkt, der einer 
großen Koalition, sei sie informell oder offiziell, immer im 
Wege steht. So lange, wie der Sozialabbau langsam und 
schrittweise erfolgt, und so lange, wie er den Kern der Ar- 
beiterschaft nicht massiv bedroht, können die beiden gro- 
ßen Volksparteien relativ eng zusammenarbeiten. Sobald 
das Tempo aber deutlich zunimmt, größere Teile der Be- 
schäftigten unmittelbar mit einem sozialen Abstieg rech- 
nen müssen oder die soziale Ausgewogenheit in den Au, 
gen der Arbeiterschaft gravierend verletzt wird, bekommt 
die SPD Probleme. Die Bemühungen der CDUICSU, die 
FDP durch Leihstimmen über die 5 %-Hürde zu hieven, ha- 
ben daher ebenso wie das Werben um die Grünen einen 
wesentlichen Grund: Mit Anhängerschaft und Wählern 
dieser Parteien hofft die CDUICSU-Führung, weniger Pro- -> bleme bei vielleicht erforderlichen gravierenderenb 
Einschnitten in das »soziale Netz« zu haben. 

Ob es zu der von vielen Kommentatoren prognostizier- 
ten großen Koalition in dieser Legislaturperiode kommen 
wird, muß daher offen bleiben. Dafür spricht die Notwen- 
digkeit, die SPD bei gravierenden Einschnitten in das »so- 
ziale Netz« einzubinden, um die gesamtgesellschaftliche 
Durchsetzbarkeit zu erhöhen. Dagegen sprechen die 
Einstellung der SPD-Kernwählerschaft zu solchen Sozial- 
kürzungen und die damit verbundenen Risiken und Zer- 
reißproben für die SPD, gerade angesichts der Existenz der 
PDS als linker Oppositionspartei. 

Die Spaltung zwischen Ost und West bleibt bestehen 

Der Bruch zwischen Ost und West, den die Politiker 
längst meinten zugeredet zu haben,ist am Wahlergebnis je- 
der einzelnen Partei ablesbar, nicht nur am Wahlerfolg der 
PDS: Die christlich-liberale Koalition ist in den neuen Bun- 
desländern durchgefallen (West: 49.9 %, Ost 42.5 %). FDP 
und Bündnis erreichten in keinem der neuen Länder 5 % 
der Stimmen. Die SPD lag in allen Bundesländern deutlich 
unter dem Bundesdurchschnitt - außer in Brandenburg: 
dort stand Ministerpräsident Stolpe jahrelang unter Be- 
schuß derwestmedien. Und die Wahlbeteiligung war exakt 
7% niedriger als im Westen. 



Die »Vollendung der inneren Einheit« erfordert auch 
weiterhin jährliche Transferzahlungen in einer Größen- 
ordnung von 180 Mrd. DM, wobei ein nicht unerheblicher 
Teil dieser Summe direkt in westdeutsche Konzernkassen 
zurückfließt. Ohnehin sind Gelder kein Almosen, sondern 
wohlkalkulierte Kosten des »sozialen Friedens«. Die 
Transferleistungen ersetzen die fehlenden (Export-) 
Märkte, schaffen Nachfrage. Vier Jahre nach der Wieder- 
vereinigung ist absehbar, daß die ostdeutsche Wirtschaft 
das westdeutsche Produktivitätsniveau erst nach der Jahr- 
tausendwende erreichen kann. Die Erfolgsmeldungen 
einzelner Produktionsinseln widersprechen dieser Fest- 
stellung nicht. Ein Blick auf den derzeitigen Anteil der 
neuen Bundesländer am Bruttoinlandsprodukt - weniger 
als 10% -ist da aussagekräftiger. Die Angleichung der Le- 
bensbedingungen in Ost und West - der nominale Brutto- 
lohn in der Industrie der ehemaligen DDR erreicht derzeit 

erade mal 71 % des Westniveaus -wird deshalb auch noch. 
nge auf sich warten lassen. 

Ende des Jahres wird die Treuhand aufgelöst, und ihre 
Schulden in Höhe von 300 Milliarden DM werden als »Er- 
blasten-Tilgungsfond« vom Bund übernommen. Die Ab- 
wicklung der Ex-DDR-Industrie ist damit jedochpoch nicht 
beendet. Es wird lediglich eine neue Runde eingeläutet: 
Die vertragliche Verpflichtung der Unternehmen zum be- 
fristeten Arbeitsplatzerhalt, welche die Treuhand teuer be- 
zahlte, läuft in den meisten Betrieben bald aus. Dann stellt 
sich, wie heute bei dem ehemaligen Großbetrieb Zeiss die 
Frage, ob weiter Subventionen gezahltwerden oder der Be- 
trieb einfach den Marktgesetzen überlassen wird. Der be- 
absichtigte Stellenabbau im Vorzeigebetrieb Zeiss illu- 
striert, daß die Unternehmen die Treuhand-Gelder bisher 
vorrangig als Wegzehrung betrachtet haben und die Stille- 
gungen nachholen, wenn das Freßpaket verzehrt ist. So- 
bald die Betriebe ihr Startkapital aufgebraucht haben, 
zeigt sich also erst, ob die Treuhandpolitik überhaupt Ar- 
beitsplätze in den neuen Bundesländern gesichert hat. 

SPD und PDS 

Abgesehen von vielen Schattengefechten gab es im 
Wahlkampf eine ernsthafte Kontroverse zwischen den bei- 
den großen Parteien: die Haltung zur PDS. Die »rote Sok- 
ken«-Kampagne mag die CDU in den neuen Bundeslän- 

dern ein paar Stimmen gekostet haben, im Kern richtete 
sich diese Stigrnatisierung gegen die SPD. Die Botschaft 
war an die »politische Mitte« Westdeutschlands gerichtet 
und sollte unterschwellige Zweifel an der Läuterung der 
SPD aktualisieren: Die SPD paktiere mit einer Partei, deren 
Mitglieder entweder Kommunisten seien oder aber als Pro- 
testwähler groben Undank zeigten. Die SPD-Führung ver- 
ordnete zunächst einmal Rede-und Denkverbot und setzte 
dies auch massiv durch, indem sie z. B. dem Leipziger Bun- 
destagskandidaten die Kandidatur entzog. Andererseits 
war klar, daß diese Linie langfristig nicht durchzuhalten 
ist: Die Ergebnisse der vorangegangenen Landtagswahlen 
zeigten schon, daß die PDS zu stark ist, um sie totzuschwei- 
gen. 

Die Bundestagswahl hat diesenEindruck bestätigt.Wäh- 
rend die SPD im Osten mit nur 31,9% deutlich hinter ihrem 
Ergebnis im Westen (37,6%) zurückblieb, haben knapp 1,7 
Millionen Wähler in den neuem Bundesländern die PDS ge- 
wählt. Die PDS errang in Berlin vier Direktmandate, weil 
ihre Kandidaten in diesen Wahlkreisen Erststimmen von 
SPD und GrünJBündnis 90-Wählern erhielten. Ein erhebli- 
cher Teil dieser Wählerschaft - Demoskopen sagen 17% 
der SPD-Wähler, 25 O/n der Bündnis 90-Wähler - haben sich 
somit der Ausgrenzungspolitik ihrer Parteiführungen ge- 
genüber der PDS bewußt entzogen. 

Die PDS hat ihre Wähler in allen Bereichen der ehemali- 
gen DDR-Gesellschaft. Es gibt jedoch einen bemerkens- 
werten Unterschied zur letzten Bundestagswahl. Während 
die Partei damals überdurchschnittlich viele ältere Wähler 
gewinnen konnte und unter den jüngeren unterdurch- 
schnittlich vertreten war, bietet sich diesmal ein umge- 
kehrtes Bild. Bei den älteren Wählern hat sie verloren, bei 
den jüngeren dagegen deutlich dazugewonnen. Sie bilden 
zusammen mit den Arbeitslosen und den qualifizierten An- 
gestellten die Gruppen mit den höchsten PDS-Anteilen. 
Hoffnungen der West-Parteien, die PDS werde mit ihrer 
überalterten Wählerschaft auf quasi biologische Art und 
Weise von selbst verschwinden, haben damit ihre Grund- 
lage verloren. Die PDS, das müssen die anderen Parteien 
jetzt zur Kenntnis nehmen, besitzt momentan eine eigen- 
ständige Basis in der ehemaligen DDR. 

Das wirft vor allem für die SPD große Probleme auf. Sie 
zehrt in ihren westdeutschen ~ o c h b u r ~ e n  noch von den 
traditionellen sozialdemokratischen Milieus, auch wenn 
diese langsam zerfallen. Es ist aber ausgeschlossen, daß 
solche Milieus in den neuen Bundesländern entstehen 
können. Denn ihre Entstehung ist zum einen an kollektive 
Lebens-und Arbeitsformen gebunden, die sich heute auf- 
lösen. Zum anderen sind in den vier Jahrzehnten DDR die 
gerade in Sachsen starken sozialdemokratischen Tradi- 
tionen weitgehend zerfallen. Die Arbeiter in den neuen 
Bundesländern sind nicht wie im Westen noch mehrheit- 
lich SPD-Wähler. Von denen, die noch einen Arbeitsplatz 
haben, bevorzugt die Mehrheit die CDU. 

Die SPD kann sich in den neuen Bundesländern daher 
nuqverankern, wenn sie an die Wähler der PDS heran- 
kommt. Allein deshalb schon müssen die ostdeutschen 
Landespolitiker auf die PDS zutreten. Das Risiko ist dabei 
nicht gering. Denn die PDS nimmt als Opposition viele 
klassische sozialdemokratische Themen und Forderun- 
gen auf und konfrontiert die SPD so oft mit deren eigenen 
Parolen. Die Angst vor einer inoffiziellen Zusammenarbeit 
mit der PDS ist bei der SPD deshalb groß. Sie läßt sich so- 
wohl aus dem Gezerre um die Regierungsbildungen in 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern als auch 
aus Äußerungen Rudolf Scharpings erahnen: »Die Trennli- 
nie zur PDS muß absolut klar sein -was nicht ausschließt, 
daß man neben der überzeugungskraft innerhalb der Wäh- 
lerschaft sich durchaus auch vorstellen kann, daß das eine 



oder das andere Mitglied, das glaubwürdig sozialdemokra- 
tisch denkt, sich irgendwann auch in der SPD wiederfindet. 
Warum denn nicht?« (Die ZEIT vom 4.11.94). 

Die Spaltung der bundesrepublikanischen Gesellschaft 
vertieft sich 

Das letztlich entscheidende Element dieser Wahl war si- 
cherlich die Frage, welcher Partei die größere wirtschafts- 
politische Kompetenz zugetraut wurde. Die Regierungs- 
koalition hat gewonnen, weil es ihr gelang, den Eindruck 
zu erwecken, die Talsohle der Rezession sei durchschrit- 
ten. In derTat weisen seit dem Sommer auch verschiedene 
Anzeichen darauf hin: Die Lohnstückkosten sind gesun- 
ken, die Produktivität steigt kräftig, die Auftragsbücher fül- 
len sich. Triebfeder der Konjunktur ist bisher die Zunahme 
des Außenhandels,von dem vorwiegend westdeutsche Un- 
ternehmen profitieren und die Baukonjunktur in den 
neuen Bundesländern, die jedoch erheblich von staatli- 
cher Nachfrage gespeist wird. 

Am Arbeitsmarkt geht der Boom jedoch vorbei. Momen- 
tan sind laut Herbstgutachten der Wirtschaftsinstitute 5.3 
Millionen Menschen in der Bundesrepublik von offener 
oder verdeckter Arbeitslosigkeit betroffen. In diesem Jahr 
werden trotz einer Wachstumsrate von etwa 2% noch 

einmal 400 000 Arbeitsplätze allein in der westdeutschen 
Industrie verschwinden. Selbst Branchen mit zweisteili- 
gem Umsatzzuwachs, wie die Stahlindustrie, setzen den 
Stellenabbau fort. Gleiches gilt für die chemische Industrie, 
die trotz unerwartet guter Konjunktur im ersten Halbjahr 
5 % ihrer Arbeitsplätze abbaute, während gleichzeitig die 
Produktivität um 9% anstieg. Die Daten der übrigen Indu- 
striebranchen sind, zumindest soweit es die großen Unter- 
nehmen betrifft, vielfach ähnlich: Die alten Patentrezepte 
zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit greifen nicht mehr. 
Mit der erhofften Konjunkturerholung ist der hohen Sok- 
kelarbeitslosigkeit nicht beizukommen. 

Die Spaltung der bundesdeutschen Gesellschaft -inzwi- 
schen ist der Anteil der unter der Armutsgrenze liegenden 
Haushalte auf 7,5 % im Westen und 14,8 % im Osten gestie- 
gen-wird daher auch in Zukunft weiter zunehmen. Die so- 
zialen Konflikte werden sich ebenfalls weiter verschärfen, 
und zwar unabhängig von einem eventuellen Konjunktu- 
raufschwung. Offen bleibt nur, ob sie auch weiterhin vor- 
wiegend individuell ausgetragen werden, in Form bei- 
spielsweise von Schlägereien, Alkoholismus oder Auslän- 
derfeindlichkeit, ob sie zu verstärkten rechtsradikalen Ak- 
tivitäten führen oder ob es auch wieder zu kollektivem Wi- -) 
derstand in der Auseinandersetzung mit dem Kapital kom' 
men wird. 26.11.94 W 

Ein wichtiger Unterschied der Wahlen und Wahlergeb- 
nisse in den Ländern der ehemaligen DDR zu denen in 
Westdeutschland ist nicht zu übersehen: Er besteht darin, 
da0 die Wahlen dort auf Verschiebungen von politischen 
Kräften hinweisen, was wiederum in der politischen Land- 
schaft des Westens für Irritationen sorgt, weil man es vor 
der Wahl so nicht wahrhaben wollte. 

Die Wahlergebnisse der diesjährigen Bundestagswahl 
werden von Mitgliedern und Wählern der PDS in der ehe- 
maligen DDR allgemein als Erfolg angesehen. Im Bewußt- 
sein ihrer Wähler steht die PDS in erster Linie als Sprach- 
rohrfür die Interessen der ostdeutschen Bevölkerung in Ei- 
gentumsfragen, bei Mieten, Renten, Arbeitsplätzen und so- 
zialen Fragen. Die Wähler haben die PDS nicht wegen der 
Frauen und Männer gewählt, die sich zur Wahl stellten, son- 
dem aus Protest gegen die etablierten Parteien und Regie- 
rungen. Dieser Protest ist im Osten weiter entwickelt als im 
Westen Deutschlands, nicht etwa weil die einen etwas klü- 
ger sind als die anderen, sondern weil fast 40 Jahre Wohl- 
stand in Westdeutschland an der Seite der reichen USAdie 
arbeitende Bevölkerung geformt hat und der Niedergang 
des Kapitalismus hier erst langsam die Voraussetzungen 
für ein Umdenken schafft,während die Bevölkerung in Ost- 
deutschland ganz andere Lebensbedingungen erfahren 
hat. Die Bevölkerung der DDR hatte den weitaus größten 
Anteil an den Reparationslasten für den Wiederaufbau der 
von der deutschen Armee zerstörten SU zu tragen. Wäh- 
renddessen wurde der Kapitalismus in Westdeutschland 
nicht nur von deii Reparationslasten weitgehend ver- 
schont, sondern vom US-Kapital subventioniert. 

Nach dem Rückzug der sowjetischen Truppen aus der 
DDR und der Annektion durch das kapitalistische West- 
deutschland entwickelt sich in der ostdeutschen Gesell- 
schaft schneller als in Westdeutschland eine Klassendiffe- 
renzierung. Während sich an der Spitze der PDS staatskon- 
formes, reformerisches Streben und Anbiederung an bür- 
gerliche Parteien und Regierungen wiederfindet, nimmt 
an der Basis der PDS der Klassengegensatz allmählich Kon- 
turen an. 

Gewiß kann heute noch nicht von einer Bewegung von 
entscheidendenTeilen der Bevölkerung in der ehemaligen 
DDR gesprochen werden, aber das Wahlergebnis ist nach 
der Resignation, die der Zusammenbruch der DDR hinter- 
ließ, Anzeichen zu deren Überwindung. Das ist übrigens 
zum geringsten das Verdienst der Agitation der PDS, es ist 
vor allem das Verdienst der politischen Klasse West- 
deutschlands, die durch ihre Politik in Ostdeutschland die 
negativen Erinnerungen an die DDR-Periode verblassen 
und die positiven um so mehr herausragen läßt. So findet 
der Sozialismus, trotz der verbreiteten Enttäuschung, all- 
mählich wieder Zugang zu den Köpfen der Menschen- als 
Folge der Politik des Kapitals. 

Die herrschende Klasse wittert Gefahren t 3 
Der Erfolg der PDS hat bei Parteien und Regierungen in 

Westdeutschland Unbehagen hervorgerufen bis hin zu 
Überlegungen,wie die PDS diskreditiert, zersetzt und liqui- 
diert - zumindest aus dem Erscheinungsbild der »Demo- 
kratie« zum Verschwinden gebracht werden kann. Sie wit- 
tern Gefahr für ihre »demokratische Grundordnung« 
schon bei 4% Stimmenanteil für die PDS. Die CDU »hat in 
diesem Wahlkampf die PDS als große Gefahr für die Repu- 
blik und als das wüste Sündenweib zur Verführung der Sozi- 
aldemokratie dargestellt. Nach dem Rutsch von Magdeburg 
nicht ganz zu Unrecht . . .«, schreibt Kremp in der »Welt« 
(11.10.). 

Nach den zahllosen Diskussionen über den »Standort 
Deutschland« ging die herrschende Klasse fest davon aus, 
die sozialdemokratischenVorstände in Partei und Gewerk- 
schaften sicher in ihr Modernisierungsprogramm der Pro- 
duktions- und Staatsstrukturen eingebunden zu haben. Im 
»Spiegel-Essay« vom 28.11.94 gibt Dohnanyi das Gelernte 
als Anspruch an die SPD-Basis bestens wieder: »Deutsch- 
land muß mittlerweile über 80 Millionen Menschen weitge- 
hend von den Märkten der 'alten Bundesrepublik'mit ihren 
nur knapp 60 Millionen Menschen ernähren. Das heißt, 
heute fehlen uns Märkte in einer Größenordnung von 200 
bis 300 Milliarden Mark für eine angemessene Auslastung 



Halbwahrheiten und Unwahrheiten 
Die S P D  hat in Mecklenburg-Vorpommern an die PDS als 
Bedingung für eine Zusammen-arbeit vier Forderungen, 
unter ihnen die folgende gestellt: »Die SPD erwartet von 
der PDS die öffentliche Erklärung, daß die Zwangsvereini- 
gung von SPD und KPD zur SED im Jahre 194 6 Unrecht war 
und nur unter Androhung von Gewalt zustande gekom- 
men ist ... 

Aus Kreisen der PDS-Bundestagsgruppe erfolgte eine 
Stellungnahme zu dieser Aufforderung nach einer »Ent- 
schuldigung« (Oktober 1994): 
»Wider eine neue Einseitigkeit in der 
Geschichtsbetrachtung. 

Wir, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der PDS/LL-Bun- 
destagsgruppe, sehen für eine Zusammenarbeit von PDS 
und SPD durchaus noch Möglichkeiten. So steht die SPD 
zum Grundgesetz und auch die Landesverfassungen wer- 
den von ihr absolut klar anerkannt. In anderen Punkten be- 
steht hingegen Klärungsbedarf. Wir erwarten von der SPD 

C. 
die öffentliche Entschuldigung für 

- die Zustimmung zu den Kriegskrediten im August 1914; 
- die publizistische Beihilfe des 'Vorwärts' zum Mord an 

Kar1 Liebknecht und Rosa Luxemburg; 
- die Rolle Noskes bei der blutigen Niederschlagung derNo- 

vem berrevol ution; 
- den 'Blutsonntag'im Mai 1929 in Berlin, befohlen vom sozi- 

aldemokratischen Polizeipräsidenten Zörgiebel; -die Un- 
terstützung der Wiederwahl Hindenburgs im Jahre 1932; 

- die Zustimmung zur 'Friedensresolution' der Hitlerregie- 
rung im Mai 1933 im Reichstag; 

- die Bezeichnung von Kommunisten als 'rotlackierte Fa- 
schisten'durch Kurt Schumacher; 

- die Zustimmung zur Wiederbewaiinung der BRD, zur Not- 
standsverfassung, zur Großen Koalition unter dem 
NSDAP-Mitglied Kiesinger, zur Einführung der Berufs- 
verbote, zum NATO-Doppelbeschluß und zur faktischen 
Abschaffung des Grundrechts auf Asyl. 
Wenn sich die SPD darüber hinaus für ihren Anteil an der 

politischen Strafverfolgung von KommunistInnen, undog- 
matischen Linken und Linksliberalen in den 50er und 60er 
Jahren in der BRD sowie für die seit 1990 übliche Ausgren- C zung ehemaliger SED- und heutiger PDS-Mitglieder ent- 
schuldigt, dann können wir uns eine Zusammenarbeit mit 
ihr vorstellen.« 

Der aus Westdeutschland nach der Wende an die Hum- 
boldt-Universität delegierte Historiker Winkler hat in der 
»Zeit« (9.11.94) einen Verteidigungsversuch gegen obige 
~n twor t  unter der Überschrift »von den eigenen Sünden ab- 
lenken« unternommen. Der Historiker Winkler vermeidet 
es in seinem Rechffertigungsversuch, Zeitzeugen aus der 
SPD selbst heranzuziehen. Wir wollen das nachholen: 

des deutschen Arbeitsangebots. (. . .) Hier,im wahrsten Sinne 
des Wortes in der 'Entfesselung'derinnovativen unternehme- 
rischen Kräfte, liegt - ganz wie nach 1945 - die große innen- 
politische Reformaufgabe. (. . .) Wer den Katechismus und 
die Apostel des alten Sozialismus noch im Kopf hat, kann die 
notwendigen neuen Denkansätze nicht formulieren. Der My- 
thos von der Arbeiterpartei muß fallen . . . Deutschland und 
Europa brauchen eine moderne 'linke' Partei, die versucht, 
Globalisierung, Wettbewerbsfähigkeit und soziale Gerech- 
tigkeit auf neuer Grundlage zu vereinen.« 

Angesichts der Erfolge der noch vor Jahresfrist totge- 
glaubten PDS in Ostdeutschland befürchtet die herr- 
schende Klasse nun, daß die sozialdemokratische Führung 

Die Zustimmung zu den Kriegskrediten: Der SPD-Abge- 
ordnete Haase damals über die Stimmung und politische 
Diskussion in seiner Partei: »Alsbald nach dem 4. August 
zeigten sich in der Partei, besonders in ihrer Presse, die be- 
denklichsten Erscheinungen - Chauvinismus, Annexions- 
sucht, Harmonieduselei, besinnungslose Solidarisierung 
mit den Todfeinden desProletariats von gestern und von mor- 
gen, die plötzlich in einer trüben Einigkeits-Phrasen-Hoch- 
flut zu Busenfreunden von heute umgewandelt wurden.« 

Wie erklärt Winkler die Zustimmung zu den Kriegskre- 
diten? »Die Sorge vor einem Einmarsch der Russen.« 14 Ab- 
geordnete der SPD stimmten in der Fraktion gegen die Be- 
willigung der Kriegskredite. Am selben Tage, noch vor der 
Abstimmung über die Kriegskredite, wurde der SPD be- 
kannt, daß die kaiserliche deutsche Armee in Belgien 
einmarschiert war! Winkler wiederholt - heute noch - die 
kaiserliche Propaganda, daß die Russen in Ostpreußen ein- 
marschiert seien, um den Chauvinismus der SPD zu recht- 
fertigen. 

Der Mord an Rosa Luxemburg und Kar1 Liebknecht und 
die Mitverantwortung des »Vorwärts« und der S P D  an die- 
sem Mord. Was sagt Winkler heute dazu? Der Verfasser 
Zickler habe sich für seine »gereimte Entgleisung.. . ent- 
schuldigt«. . . Der Mordaufruf wird inzwischen zur »Entglei- 
sung«, die wiederum ist mit einer Entschuldigung vom 
Tisch. 

Ein anderer Zeitzeuge, Dr. Wilhelm Högner, SPD-Mini- 
sterpräsident von Bayern 1945146 und 1954157: »Ebert und 
Noske hatten sich gegen Ende 1918-mit der Obersten Heeres- 
leitung zur Rettung des Reiches vor dem Bolschewismus ver- 
bündet. Sie hatten die Reste des alten Heeres mitsamt dem al- 
ten Offizierskorps zur Niederwerfung der Spartakistenauf- 
stände benutzt.« (Diese »Reste« des alten Heeres bildeten 
später die Grundlage für die Nazi-Wehrmacht. D. Red.) Wei- 
terHögnerüberdie SPD-Mitglieder: »Wirhattenzahllose be- 
geisterte Anhänger, die bereit waren, für die sozialistische 
Weltanschauung jedes Opfer zu bringen. Allein die Leitung 
derPartei und der Gewerkschaften wußte schon 1918 mit die- 
sem bildsamen Stoff wenig anzufangen. Sie besaß weder 
Geist noch politische Phantasie. So wurde aus einer äußer- 
lich glänzenden Organisation ein leeres Getriebe, eine klap- 
pernde Mühle ohne Korn.. . Wir waren in der Außenpolitik, 
aber auch in der Innenpolitik fast nur noch Anhängsel unse- 
rer bürgerlichen Verbündeten geworden.. .« So Högner im 
»Nachwort« zu seinem Buch »Flucht vor Hitler«. 

Noch etwas teilt Högnermit: »Stampfer und einge andere 
'Vorwärts'-Redakteure waren auch die einzigen Sozialdemo- 
kraten in Deutschland, die ernsthaft glaubten, daß der 
Reichstagsbrand wirklich von Kommunisten gelegt sei«, und 
die SPD habe Hindenburg als »Hüter der Verfassung« den 
Arbeitern zur Wahl empfohlen. rn 

vor der Umsetzung dieser Einsichten kneifen könnte. In 
diesem Sinne stellte der Schritt zur Bildung einer Koalition 
aus SPD und Grünen in Sachsten-Anhalt, die auf Billigung 
der PDS rechnet, einen schweren Rückfall dar, den es einzu- 
mauem und möglichst rückgängig zu machen galt. Daher 
der einhellige, organisierte Medien-Aufschrei. 

Die Herrschenden erwarten von der Sozialdemokratie, 
daß sie ihren Einfluß auf die arbeitende Bevölkerung nutzt, 
um die Kräfte des Kapitals möglichst widerstandslos »ent- 
fesseln« (Dohnanyi) zu können. Sie soll unbedingt mithel- 
fen,Vorbehalte in der arbeitenden Bevölkerung gegen den 
grundlegenden Umbau des Produktions-und Staatsappara- 
tes abzubauen. Für diese Aufgabe bleiben den sozialdemo- 
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kratischen ~ ü h r d ~ s ~ e r s o n e n  bis auf weiteres warme 
Plätze an der Seite der Herrschenden reserviert. Lä6t die 
Sozialdemokratie bei der Reorganisation der Angriffsspit- 
Zen für den Weltmarkt Schwankungen, gröSere Rücksich- 
ten auf soziale Befindlichkeiten erkennen, wird sie -wie 
das Beispiel Magdeburg zeigt - umgehend unter BeschuB 
genommen. Und die Kräfte, die sich dieser Aufgabe in den 
Weg stellen wollen,- dazu zählen aufgrund ihrer Erfahrun- 
gen große Teile derAnhängerschaft der PDS in Ostdeutsch- 
land-müssen mundtot gemachtwerden. Die SPD muB also 
von jeglicher Annähererung an die PDS ferngehalten wer- 
den, das soll zur Zeit in der Sozialdemokratie durchgesetzt 
werden. 

Auch in Thüringen ist dieser Streit um die Grolle Koali- 
tion der SPD mit der CDU im Gange. Der nTagesspiegelr be- 
richtet (21.10.): »Auf eigenen Wunsch«, so der Vorstand der 
SPD Thüringen, »werde Gisela Schröder auf eine erneute 
Kandidatur als Landeschefin der SPD verzichten.« Der Frak- 
tionsgeschäftsführer Gentzel wird zitiert: #Wenn die Lan- 
desvorsihende nicht von sich aus zurücktritt, wird sie dazu 
gezwungen.« Sie hatte ihr MiSfailen dariiber'getluSert, wie 
schnell und alternativ sich Schuchardt (SPD-Landesvize- 
vorsitzender) der CDU für die GroSe Koalition angedient 
hatte. .Zwang« zur Koalition mit der CDU? 

nZwangsvereinigung* - 
Halbwahrheiten und Unwahrheiten 

Die SPD in Mecklenburg-Vorpommern sucht nach einer 
Erklärung gegenüber ihren Wlihlern, daS sie nun doch mit 
der CDU eine Koalition bildet, wo die PDS doch bereit ist, 
eine Minderheitsregierung von SPD im Parlament ZU un- 
terstützen. Sie hat an die PDS als Bedingung für eine Zu- 
sammenarbeit vier Forderungen, unter ihnen die folgende 
gestellt: Die SPD erwartet von der PDS die nöffentliche Er- 
klärung, da6 die ZwangsvereimNgung von SPD und KPD zur 
SED im Jahre 1946 Unrecht war und nur unter Androhung 
von Gewalt zustande gekommen ist.. .Die PDS wird sich für 
die Verfolgung der Sozialdemokraten in der DDR entschuldi- 
gen.« 

Schon während des Dritten Reiches und offen nach 
Kriegsende war unter Sozialdemokraten, Kommunisten 
und Gewerkschaftern gemeinsam die Auffassung: Ursa- 
che der Niederlage von 1933 waren die Spaltung der Arbei- 
terklasse und derBruderkampf.-Bis hinein in weite Kreise 
der christlichen Gewerkschafterund der CDU war die poli- 
tische SchluBfolgerung aus Kriegszerstörung, Naziverbre- 
chen und der politischen Verantwortung der herrschen- 
den Klasse für Krieg und Drittes Reich: Sozialismus muB 
den Kapitalismua ablösen. (Es gab damals auch warnende 
Stimmen von Kommunisten, die darauf hinwiesen, deß un- 
ter fremder militärischer Besetzung und Teilung Deutsch- 
lands es besser sei, die Frage der organisatorischen Ver- 
einigung erst nach reiflicher Diskussion und politischer 
aerwindung der trennenden politischen Vergangenheit 
zu stellen. Das schließe eine Zusammenarbeit in Tagesfra- 
gen nicht aus.) 

Einer der führenden Sozialdemokraten im Widerstand 
im KZ Buchenwald war Dr. Hermann Brill. In einem Brief an 
die Bezirksleitung Thüringen der KPD schrieb er 1945 U. a. 
nim Sinne unseres ~uchenwklder~anifestescr: nwirhalten es 
für die wichtigste Frage, da6 alsobald konkret auf eine völ- 
lige Verschmelzung der sozialistischen Arbeiterbewegung 
hingearbeitet wild.. . Das Bedürfnis nach einer übenvin- 
dung der parteipolitischen Spaltung der sozialistischen Ar- 
beiterbewegung ist so tief und so elementar, daß ~ 'chts  erfol- 
gen darf, was dieses Gefiihl in der Arbeiteiklasse verletzen 
könnte.. .« 

Unter dem poiitischen EinfiuS der Besatningsbehörden 
und angesichh der Beanspruchung der arbeitenden Bevöl- 
kerung um die Sicherung des tllglichen Lebens, die an er- 

ster Stelle stand, konnten die Einheitsbestrebungen im We. 
sten allmähiich beiseite geschoben werden - ohne daB es 
gröSere Diskussionen oder Widerstand gab. Die SPD-Füh- 
rung im Westen entschied sich gegen die Vereinigung mit 
der KPD. SchiieSlich wurde die KPD als eine Partei unter 
dem Einfiuß der SU von der Adenauer-Regierung verboten. 
In der sowjetisch besetzten Zone wurde unter dem EinfluB 
und Druck der sowjetischen Besatzung die Vereinigung 
vollzogen, obgleich die sowjetischen Besatzungsbehörden 
zunächst einen getrennten Aufbau von KPD und SPD be- 
fürwortet hatten. 

Die PDS soll sich also für Zwangsmeßnahmen entschul- 
digen, auf die sie überhaupt keinen EMUS hatte? Und 
warum nur für die Verfolgung von Sozialdemokraten ent- 
schuldigen? Was ist mit den Kommunisten und Parteilosen, 
die anderer Meinung waren? Entschuldigungen erwecken 
niemanden zum Leben und machen kein begangenes Un- 
recht ungeschehen, sie sind einfach nur bequem. 

Wo will die PDS-Führung hin? 
Angesichts des rigoros geführten Klassenkampfes *von 

obenc zeigt die Führung der PDS gefährliche Schwächen: 
Da ruft die PDS die Wähier auf, mit ihrem Stimmzettel für 7 

das Ende der Regierung Kohl zu sorgen. Dannwird Kohi er-% 
neut zum Bundeskanzler gewlihit, die Repräsentanten der 
politischen Klasse laufen hin und gratulieren ihm zur Wie- 
derwahl - von SPD bis Joschka Fischer ist nichts anderes 
zu erwarten. Aber Gysi? Wo er doch gerade erst wegen an- 
geblicher Stasi-Zusammenarbeit immer und überall in den 
Dreck gezogen wird. Sollen die Wähier und PDS-Mitglie- 
der dem Beispiel von Parlamentsabgeordneten folgen, die 
dem Bundeskanzler zur Wahl gratulieren? 

Die PDS-Vorstände in Ost-wie Westdeutschiand vermei- 
den es in ihren Erklärungen, von der objektiv vorhande- 
nen Klassenteilung in der bürgerlichen Gesellschaft aus- 
zugehen. Sie versuchen, an den daraus sich ergebenden 
Konsequenzen mit nichtssagenden Redensarten vorbeizu- 
kommen, sie reden und schreiben von »linker Politik«, nso- 
zialer Gerechtigkeits, nmoderner Partei« oder Glaubensbe- 
kenntnissen wie, die PDS stehe auf dem Boden der Verfas- 
sung. 

Dasselbe gilt auch von wirklichkeitsfremden und unkri- 
tischen Bekenntnissen zu Gewerkschaften und Demokra- 
tie. Das unterscheidet die PDS nicht von anderen Parteien -) 
Daraus ergibt sich ndie Gefahreiner Loslösung w n  unsererh 
sozialen Basiscrund die Notwendigkeit, wein politisches Kon- 
zept, da8 die Gwdlage unseres parlamentarischen und au- 
Beiparlamentarischen Kampfes in den nächsten Jahren bil- 
det« zu entwickeln, heiSt es in einem Schreiben über .Pro- 
bleme der Vorbereitung des Parteitages« von U. J. Heuer. In 
dieselbe Richtung gehen auch die »Bedenken« von Hans 
Modrow im ND vom 21.10.94: nBei Wahlergebnissen um 
20 % bleibt für Beliebigkeiten kein Raume. Es fehle der PDS 
die Strategie. . . 

Die korrekt nach denVorschriften des bürgerlichen Par- 
lamentarismus gewählte PDS-Abgeordnete Kerstin Kaiser 
wird von Abgeordneten ihrer eigenen Partei zum Mandats- 
verzicht aufgefordert, weil die politischen Gegner in Bonn 
ihr eine Zusammenarbeit mit der Stasi vorwerfen. Glaub- 
ten die Parlamentarier aus der PDS, die für die .freiwilliger 
oder .unfreiwillige* Mandatsniederlegung von Kerstin 
Kaiser eintraten, daB Parteien und Regierung im Bundes- 
tag der PDS das honorieren würden? Wenn die PDS-Abge- 
ordneten sich weiterhin auf diese Weise um die rAnerken- 
nungr durch die bürgerlichen Parteien bemühen wollen, 
dann verlieren sie Vertrauen und Bindungen an die PDS- 
Basis und die Wähier. 

Kersün Kaiser erhielt in ihrem Wahlkreis mehr Erststim- 
men, als Zweitstimmen fü r  die PDS abgegeben wurden. Die 



»Da kommen nun die 'Von-und-Zu'-Mitbürger zurück, be- 
sichtigen aus Bus-Karawanen, was ihnen nach 1946 genom- 
men wurde.. . Da macht sich Westdeutsche (Geld-)Potenz 
und (Erb-)Gewinngier über den (zukunftsträchtigen) 
Osten her, der aus sich selbst heraus keine Kraft hat, wenn 
nicht die großen (Autobahn-)Trassen durch die Landschaf- 
ten Mecklenburgs, des Harzes und Thüringens geschlagen 
werden. Wer dagegen ist, wird pauschal verdächtigt, er sei 
gegen den wirtschaftlichen Aufschwung.. . In dieser Situa- 
tion läßt sich die SPD jagen, läßt sich auf den emotions- 
trächtigen Nebenschauplatz 'PDS' fixieren.. .Sollte Kom- 
munistenfurcht das einzig wirklich verbindende Band der 
Mehrheit der vereinigten Deutschen sein?« 

F. Schorlemmer, Tagesspiegel, 5.10.94 W 

Stasi-Vorwürfe, die ihrin der~edien-Öffentlichkeit als Ent- 
hüllungvorgeworfen wurden, waren den Wählern im Wahl- 
kreis durch sie selbst bekannt, wie auch dem Parteivor- 
stand der PDS. »Sie ist im Wissen um ihre Vergangenheit ge- 
wählt worden, deshalb hat niemand das Recht, sie zur Rück- 
gabe des Mandates zu drängen. Wenn man da hätte diskutie- 

C r e n  wollen, dann vor der Wahl und nicht 5 Minuten danachx 
(Porsch, Landesvorsitzender der PDS Sachsen). 

Rund 200 Wähler und PDS-Sympathisanten aus dem 
Wahlkreis Kerstin Kaisers haben sich nach diesen Vorgän- 
gen in Bonn zu einer Protestveranstaltung in Rüdersdorf 
(bei Berlin) getroffen. Mit übergroßer Mehrheit haben sie 
gegenüber der PDS-Gruppe in Bonn gegen die Mißachtung 
ihrer demokratischen Rechte protestiert: Die Vorsitzen- 
den der PDS hielten es offenbarnicht für nötig, für ihre stell- 
vertretende Parteivorsitzende einzutreten. Solle die PDS 
in Zukunft dem Druck der anderen Parteien in der BRD 
standhalten, dürften diese Methoden nicht schweigend 
hingenommen werden - auch nicht von Kerstin Kaiser. 
Sonst drohe der PDS dasselbe Schicksal wie der SED. 

Wer nach dem Zweiten Weltkrieg im Westen gelebt hat, 
sollte mit seinem Urteil zurückhaltend sein, wenn es um 
die Lebensbedingungen im anderen Teil Deutschlands 
geht. Darüber mit den Feinden des Sozialismus und der Ar- 
beiterbewegung im Bundestag eine Rechffertigungsdis- 
kussion zu führen, ist falsch. Denn sie bekämpfen nicht die 
%ergriffe und Verbrechen, die von Stasi-Mitarbeitern be- 

L a n g e n  wurden. oder die sie von ihrem bürgerlichen Klas- 
senstandpunkt aus als solche ansehen, sondern den Sozia- 
lismus und die Arbeiterbewegung. Die West-Politiker ha- 
ben doch wirklich genug vor ihrer eigenen Tür zu kehren. 
Da hat sich in der Nachkriegszeit unter amerikanischer 
Oberhoheit mehr an Korruption, Verbrechen und politi- 
schen Skandalen angesammelt als in der DDR unter der 
vergleichbar doch armen sowjetischen Besatzung. 

Die Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit ist notwen- 
dig, um die Ursachen ihres Scheiterns zu erkennen, nicht 
um irgendwelcher Rechthaberei wiilen, oder um Sünden- 
böcke zu finden, vielmehr um für die Zukunft aus der Ge- 
schichte zu lernen, wie die nächste Etappe des politischen 
Kampfes um die herwindung der kapitalistischen Ord- 
nung mit mehr Erfolg geführtwerden kann. Diese Aufarbei- 
tung kann nicht mit den Befürwortern und Nutznießern 
der bürgerlichen Ordnung geführt werden. Sie ist Sache 
der arbeitenden Bevölkerung und der Arbeiterbewegung 
der ehemaligen DDR. Sie muß nutzbringend vor allem von 
denen geführt werden, die in der DDR gelebt haben und 
nicht von Besserwessis. 

Es ist völlig unangebracht, wenn westdeutsche PDS- 
Bundestagsabgeordnete, die auf den Zug der PDS aufge- 
sprungen und durch die Wähler aus der ehemaligen DDR 
zu ihrem Mandat gekommen sind, sich zu moralischen 

In der Zeitschrift »1999« schreibt Kar1 Heinz Roth, wie im 
Moment alte Vorstellungen wegbrechen: »Besonders beun- 
ruhigend finde ich jedoch die gerade bei den ehemaligen '68- 
ern'zu beobachtende Abkehrvon den Mühsalen derkritisch- 
historischen Analyse samt ihren möglichen Folgekosten. 
Ehemals marxistische Historiker und Sozialwissenschaftler 
aus Ost wie West beginnen sich auf eine besondere Negativ- 
variante der revisionistischen Mode~nisierungstheorie zu 
verständigen.«-wir können die noch sehr zurückhaltende 
Beobachtung bestätigen. Wir haben berichtet, wie ehema- 
lige 68er in den Gewerkschaften den Weg nach rechts an- 
treten. Jetzt trennt sich die Spreu vom Weizen. Wir leben 
heute in einer Gesellschaft, in der der Kampf um die Plätze 
in der Ersten Reihe der Normalzustand zu werden scheint 
und immer öfters Verrat und Kronzeugen-Mentalität be- 
lohnt werden. Nur Menschen mit Klassenbewußtsein, die 
die Ursachen des gesellschaftlichen Niedergangs erkannt 
haben, sind in der Lage, ihr Leben in den Kampf um die 
tiberwindung der kapitalistischen Ordnung zu stellen. W 

Richtern über politische Aktivitäten in der DDR machen. 
Sie haben ihre eigene Vergangenheit im Westen noch auf- 
zuarbeiten, mögen sie aus der DKP, dem KB oder anderen 
linken Organisationen kommen. Mancher scheint verges- 
sen zu haben, daß er als »Gast« der DDR von ihr profitiert 
hat. Manche aus der DKP wollen ihre Vergangenheit »ver- 
gessen« machen, ihrenAntei1 an der Unterdrückung derin- 
nerparteilichen Demokratie und ihre Mitverantwortung 
an der Zerstörung des Ansehens der kommunistischen Be- 
wegung bei der deutschen Arbeiterklasse. 

Außerparlamentarische Bewegung oder Barbarei 

Hoffnungen, daß die PDS-Abgeordneten der PDS die In- 
teressen ihrer Wähler im Bundestag auch ohne wachsende 
außerparlamentarische Bewegung erfolgreich vertreten 
könnten, werden nicht in Erfüllung gehen. Das Parlament 
ist eben kein »Resonanzboden für eine gute, linke, radikale 
- gesellschaftsverändernde -Politik«, wie es ein Westabge- 
ordneter der PDS glauben machen will. Eher schon lauern 
Gefahren, denn für die meisten Bundestagsabgeordneten 
ist die parlamentarische »Tätigkeit« gutbezahlte Siche- 
rung ihrer materiellen Existenz in einer wirtschaftlich und 
politisch niedergehenden Gesellschaft. Nur eine funktio- 
nierende innerparteiliche Demokratie, politische Kon- 
trolle durch die Wähler und klare politische Inhalte kön- 
nen hier die Risiken der schleichenden Korruption 
eingrenzen. 

An uns ist immer wieder die Frage gestellt worden: Wo 
ist die außerparlamentarische ~ e w e ~ u n ~ ,  auf die sich über- 
zeugte Sozialisten bei ihrer parlamentarischen Tätigkeit 
stützen könnten? Die kann von niemandem erzeugt wer- 
den.Aberwo sie entsteht, gilt es, sie mit allen Mittelnzu för- 
dern und auszuweiten. Solange der »Kuchen«, der verteilt 
werden konnte, noch wuchs, konnten die widersprüchli- 
chen gesellschaftlichen Interessengruppen still gehalten 
werden. Was aber, wenn der »Kuchen« kleiner wird, wenn 
die sozialen Verhältnisse ins Wanken geraten? Dann be- 
ginnen die Menschen verschärft um den Kuchen zu kämp- 
fen, dann herrscht die Ellbogengesellschaft. Kriminalität 
breitet sich aus, gewohnte moralische und soziale Bindun- 
gen lösen sich auf. Wenn und solange keine Kraft da ist, die 
eine gesellschaftliche Perspektive und Auswege zeigen 
kann, erleben wir, wie die menschliche ~esellschaft zuneh- 
mend unmenschlicher und barbarischer wird. Die herr- 
schende Klasse, die jetzt schon ihre eigenen Gesetze ver- 
letzt, wird am Ende ihre Zuflucht zur »ungesetzlichen« Ge- 
walt nehmen: Der Umgang mit den politischen Gefange- 
nen und die Kronzeugen-Regelung, der Umgang mit dem 
»Neuen Deutschland«, die Affäre um den Alterspräsiden- 



ten des Bundestages, die Polizeimethoden gegen aufmerk- Wir sind uns bewußt, daß auf der Seite der politischen 
Same Journalisten (Hamburg), das sind Erfahrungen mit Opposition vieles im Fluß ist und erst in den nächsten Mo- 
»bürgerlicher Demokratie« heute. HH, 3.12.94 W naten deutlichere Konturen annehmen wird. Wir wollen 

diesen Konsolidierungsprozeß kritisch, aber auch solida- 
risch begleiten. Das ist vor allem deshalb notwendig, um in 

Die Redaktion hat sich bemüht, den Einfluß der Wahlen Westdeutschland Verständnis für die unterschiedlichen 
auf die politische Entwicklung der PDS zu erfassen. Die im Bedingungen zu wecken. Dazu brauchen wir die Mitarbeit 
Anschluß an diesen Artikel abgedruckten Briefe sind ein vor allem jener, die in der DDR gelebt und sozialistisches 
Teil dieser Bemühungen. Bewußtsein bewahrt haben. D. Red. M 

. . . das Ergebnis der Bundestagswahl'94 
Nach der Wahl haben wir die Diskussion, die in dervori- Die Ergebnisse der Wahlen führten aber dazu, daß - 

gen Ausgabe (Arbeiterpolitik, 4.10.94) begonnen wurde, trotz aller Einwände - die Masse der Mitglieder die bunte 
weitergeführt. Dabei interessierten uns vofallem folgende Truppe akzeptiert. 
Fragen: Auch was Kerstin Kaiserbetrifft, sind die Meinungen ge- 

Wie beurteilt die Basis der pDS den Ausgang der Wah- teilt. Viele Einwände gab es besonders dagegen, wie mas- 
l ~ n ?  siv sich die PDS-Bundestagsfraktioncgnippe und beson-, 

Wie wEken sich die »offenen« Listen für die Tätigkeit 
der Parlamentariei' aus? Was erwarten Parteibasis und 
Wähler der »offenen« Listen von der Politik der gewählten 
Parlamentarier? - 

Wie wird der Rücktritt Kerstin Kaisers von ihrem Man- 
dat von Parteibasis und Wählern beurteilt, und wie ist die 
Haltung der Parlamentarier dazu? 

Wie beurteilen die Basis und die Wählerder PDS dasver- 
hältnis zur SPD und dem Bündnis 90 in den Parlamenten? 
Wie verhält sich die Mitgliedschaft der SPD zur PDS? Hal- 
ten sie die Abgrenzung von der PDS für richtig? Gibt es in 
den lokalen sozialdemokratischen Organisationen (so- 
weit es sie gibt) Diskussionen über ein Zusammenarbeiten 
mit der PDS? Gibt es Diskussionen über die »Zwangsver- 
einigungu zur SED? 

Nachstehend Auszüge aus der Korrespondenz, die wir 
zudem Thema führten, weitereÄußerungen sind hns will- 
kommen. 

Leipzig/Sachsen 

Trotz aller Einwände akzeptiert: 
die »bunte PDS-Truppe« 

Die offenen Listen wurden grundsätzlich akzeptiert, ob- 
wohl es folgende Vorbehalte gab: 

Beeinflussung der Wahl der Delegierten durch Vor- 
stände; 

Kommunisten wurden nie auf aussichtsreiche Listen- 
plätze gesetzt. Das gleiche gilt für Kandidaten, die klare 
marxistische Positionen vertreten (in Sachsen wurden 3 
Parteilose auf die ersten Plätze gesetzt!). Die Delegierten- 
konferenzen haiten häufig eine Zusammensetzung, daß 
der größere Teil der Gewählten Parlamentsmitglieder wa- 
ren (auch auf den Parteitagen). 

Die Basis befürchtet teilweise, daß zuviele Entscheidun- 
gen hinter verschlossenen Türen der Vorstände getroffen 
werden, um dann die Basis entsprechend zu beeinflussen. 
Besonders in der Plattform gibt es die Befürchtung, da8 zu 
viele Parlamentarier bereits in diesem System angekom- 
men sind - wobei die Futterkörbe sicher eine entspre- 
chende Rolle spielen. Es besteht also die Gefahr, daß die 
Abgeordneten der PDS das Spielchen mitspielen, wenn sie 
von den anderen Parteien geduldet werden. 

ders Stefan Heym gegen sie gewandt haben. Es soll in ih- 
rem Wahlkreis viele Parteiaustritte deshalb gegeben ha- 
ben. 

Was das Verhältnis zur SPD anbelangt, hat die Mehrzahl 
der PDS-Wähler keine Illusionen über deren Vorstände. 
Eine Zusammenarbeit mit der Basis wird begrüßt. Die PDS- 
Fraktionen, bis in die Landtage hinein, sprechen von »kon- 
struktiver Opposition«, wobei das inhaltlich nicht weiter 
erläutert wird. In Sachfragen arbeitet man mit allen Par- 
teien zusammen, auch mit der CDU. In der SPD hier meh- 
ren sich Stimmen für ein Zusammengehen mit der PDS, 
meist mit der Hoffnungverbunden, daß die PDS sich weiter 
reformiere. 13.11.94 W 

Berlin 

Wohin entwickelt sich die PDS? 
Nach meiner Überzeugung besteht die Grundfrage für 

die PDS darin, ob sie nunmehr, nach dem positiven Aus- 
gang der Bundestagswahl, die Chance als linke Bundes- 

- 1 tagspartei wahrnimmt, ihren Masseneinfluß durch kon-b  
krete Parteinahme für die Interessen der arbeitenden Men- 
schen gegen die Offensive des Kapitals zu erweitern, oder 
ob sie Schritt f& Schritt ihren Widerstand abschwächt und 
den Weg der Integration in das parlamentarische System 
mit seinen der herrschenden Klasse dienenden Spielre- 
geln und Korruptionsmechanismen geht. 

Ob die PDS eine Partei des entschiedenen Klassenwi- 
derstandes bleibt bzw. wird oder eine zweite sozialdemo- 
kratische Partei, dafür gibt es Trends in die eine wie auch in 
die andere Richtung: 

a) aktive Parteinahmen für die Opfer des Vereinigungs- 
unrechts, Unterstützung der Bewegungen gegen die Treu- 
handpolitik (Bischofferode und entsprechende parlamen- 
tarische Aktivitäten), gegen die Aushebelung der Bodenre- 
form, gegen die Enteignung der Eigenheim-und Datschen- 
besitzer, gegen Berufsverbote und politische Strafverfol- 
gung in Ostdeutschland. Oder: 

b) Konzessionen gegenüber der Diffamierungskampa- 
gne gegen die DDR und an die Politik der Abstrafung ihrer 
Funktionsträger: Bejahung des Konsens mit den Regieren- 
den durch Keller und andere. Hinnahme dieser Position 
durch die meisten PDS-Politiker, nur teilweise oder halb- 
herzige Solidarisierung mit den Opfern der politischen 
Strafverfolgung, Propagierung einer »Erneuerung«, wobei 



erhebliche Konzessionen an Maßstäbe und Forderungen 
der Regierenden gemacht werden. 

Natürlich herrscht unter den PDS-Mitgliedern große 
Freude über das Wahlergebnis und den (Wieder-)Einzug in 
den Bundestag. Diskutiert wird vor allem darüber, wie ein 
weiteres Wachstum des Wählereinflusses der PDS erreicht 
werden kann. Bedauertwird häufig, daß es zu einerBundes- 
tagsmehrheit gegen CDUICSU und FDP nicht reichte. Un- 
terschiedlich beantwortet wird die Frage, ob die Zukunft 
der PDS primär von ihrer Stabilisierung und Stärkung in 
Ostdeutschland, oder primär von einer weiteren Ausdeh- 
nung ihres Einflusses in Westdeutschland abhängt. 

Die Erzwingung des Rücktritts von Kerstin Kaiser durch 
die Mehrheit der Bundestagsfraktion wird überwiegend 
kritisch beurteilt: als Entscheidung, die nicht überzeugend 
begründet werden kann, als Entscheidung gegen die Wäh- 
ler und gegen die Parteibasis. Dabei gibt es sicherlich 
auch Stimmen in der PDS, die den Rücktritt als unumgäng- 
lich ansehen. Aber auch die Rechffertigungsargumente 
(man müsse politikfähig sein, Kerstin Kaiser habe nun 
einmal unmoralisch gehandelt und nicht sofort gegenüber 
der Partei alles offenbart) sind ausgesprochen defensiv. Po- 

Csi t ivis t ,  da8 sich nach der Entscheidung wohl zum zweiten 
Mal (nach dem Protest gegen das Referat Kellers in der En- 
quetekommission) ein merklicher, sichtbarer Protest ge- 
gen opportunistisches Verhalten maßgeblicher Führungs- 
kräfte der PDS entwickelte, und daß dieser Protest anhält. 
Dabei geht es nur zum Teil um die Unterstützung von Ker- 
stin Kaiser (die sich auch zu den Erneuerern zählt), son- 
dern um die ganze Art und Weise, wie hier dem Dmck von 
außen nachgegeben wurde, wie hier mit unterschiedlichen 
Maßstäben gemessen wurde. 

Wie sich die Politik der offenen Listen auswirkt, kann si- 
cherlich erst in ein oder zwei Jahren beurteilt werden. Da- 
bei ist zu beachten, daß die Situation in jedem einzelnen 
ostdeutschen Bundesland und in Bonn jeweils sehr spezi- 
fisch ist - jede PDS-Fraktion ihr eigenes politisches Profil 
hat. Im   ahmen der offenen Listen sind Personen mit sehr 
unterschiedlichen politischen Haltungen in den Bundes- 
tag bzw. in die ~ a n d t a ~ e  eingezogen: solche, die sich in den 
sozialen Kämpfen Anerkennung erworben haben (Jütte- 
mann, Jacob, Müller, Warwick), unabhängige Linke, ehe- 
malige DKP- und KB-Mitglieder, militante Feministinnen. 

(_Fraglich ist auch, ob sich in der Bundestagsfraktion die 
Gruppe der Parteilosen (etwa 50 Prozent) hinsichtlich ihrer 
politischen und ideologischen Heterogenität groß von den 

Wählerwille? 
Auf der Stadtvertrete~ersammlung am 1. September 

1994 in Neubrandenburg wurde Herr Räuber (CDU) mit 20 
Stimmen zum 3. Beigeordneten gewählt. Die Kandidatin 
der PDS, Frau Borchardt, erhielt 18 Stimmen, 4 Abgeord- 
nete enthielten sich der Stimme. 

Jeder, der das Kräfteverhältnis im Rathaus kennt, kann 
davon ausgehen, daß Herr Räuber zu den 14 Stimmen der 
CDU-Fraktion 6 Stimmen der SPD erhalten hat. 

Darüber muß ich mich doch sehr wundern vor dem Hin- 
tergrund des SPD-Anspmchs, in der Stadt Neubranden- 
burg Politik links von der CDU machen zu wollen. Dieses 
Versprechen an den Wähler hat die SPD aufgegeben, in- 
dem sie die Wahl einer Beigeordneten der stärksten Frak- 
tion, der PDS, mit ihren Stimmen verhindert hat. 

Da fragt sich doch der Bürger -warum SPD wählen? Für 
mich steht fest, wer SPD wählt, muß damit rechnen, daß er 
eigentlich CDU wählt. Katenna Muth, 

PDS-Abgeordnete des Landtags 
Mecklenburg-Vorpommern, Okt. 94 

Parteimitgliedern unterscheidet. Eine eigenständige Orga- 
nisationsform der PDS-Mitglieder gegenüber den Parteilo- 
sen gibt es  zur Zeit nicht. 

Das Verhältnis zur SPD und zu Bündnis 90 spielt in den 
Basisgruppen der PDS kaum eine Rolle; es ist ein Problem 
in den ostdeutschen Verbänden (vor allem den sozialen 
Verbänden und den Komitees für Gerechtigkeit) sowie in 
den kommunalen Vertretungen (wobei dort mehr oderwe- 
niger hinsichtlich aller anderen Parteien Traditionen der 
»Konsensdemokratie« der DDR nachwirken. In der PDS 
gibt es lediglich eine kleine Gruppe (die »Richtung« um Ka- 
rin Dörre), die eine Annäherung an die Bündnisgrünen bei 
Aufgabe von Gmndpositionen anstrebt. 

An der SPD-Basis wie auch unter den Funktionären der 
SPD wird die Haltung zur PDS dadurch bestimmt, daß die 
meisten der etwa 25000 SPD-Mitglieder (im Osten) nicht 
etwa aus Protest gegen die Kapitalherrschaft oder einzelne 
Seiten der Politik des Kapitals zur SPD gekommen sind, 
sondern als z.T. militante Gegner der DDR. Fordemngen 
nach einerZusammenarbeit mit der PDS auf unterer Ebene 
spielen eine geringe Rolle, werden aber unter Umständen 
zunehmen (im Zusammenhang mit einem ganz offensicht- 
lich beabsichtigten stärkeren Engagement der SPD in den 
ostdeutschen sozialen Bewegungen). Überwiegend positiv 
gegenüber einer Zusammenarbeit mit der PDS eingestellt 
sind die ehemaligen Mitglieder der SED in der SPD (schät- 
zungsweise ein-bis zweitausend), die allerdings in der SPD 
wenig Einfluß und Funktionen haben. 

Eine Einschätzung des Bundestagswahlergebnisses 
müßte sich m. E. auch damit befassen, daß die PDS durch 
ihre politische Arbeit vor allem zur anerkannten Vertrete- 
rin der Interessen der Ostdeutschen gegen die Politik des 
westdeutschen Kapitals geworden ist. Zum Teil wird auch 
in der PDS gesagt, der Ost-West-Konflikt existiere gar 
nicht; es existiere nur der Gegensatz zwischen oben und 
unten. Dies ist m. E. insofern nicht exakt, weil der Ost-West- 
Gegensatz eben eine wichtige Erscheinungsform des Wi- 
derspruchs zwischen Kapital und Arbeit derzeit in 
Deutschland ist. Die PDS ist im Verlaufe der politischen 
Auseinandersetzungen in Ostdeutschland-2.T. gegen den 
Willen maßgeblicher Führungskräfte -in die Rolle einer 
linken ostdeutschen Regionalpartei hineingewachsen. 
Dies wird daran deutlich, daß ihr Einfluß weit über die er- 
reichten 20 Prozent hinausgeht. Nach Meinungsumfragen 
wollten mehr als 60 Prozent, daß die PDS wiederim Bundes- 
tag vertreten ist. In Berlin haben viele SPD-Wähler, aber 
auch Wähler der CDU mit ihrer Erststimme die Kandidaten 
der PDS gewählt. 3.11.94 . 
Sachsen-Anhalt 

Werden innerparteiliche Konflikte 
für die PDS zur Zerreißprobe? 

Die Basis der PDS ist natürlich froh über den Wahlerfolg, 
hatten sich doch viele im Wahlkampf wochenlang enga- 
giert.Auffallend bei den Wahlveranstaltungen hierwar der 
enorme Zustrom junger Leute, so zwischen 16 und 25 Jah- 
ren. Ob sich das allerdings auch in der Mitgliederbewe- 
gung der Partei niederschlägt, ist zu bezweifeln, da ihnen 
Parteiorganisationen irgendwie suspekt sind. Die AG 
Junge Genossen erfreut sich aberwachsenden Zuspmchs. 
Hier arbeiten, glaube ich, schon mehr Nichtmitglieder mit 
als Parteimitglieder. 

Viele hatten gehofft, daß es die CDUIFDP-Koalition 
nicht nochmal schafft. Ob die PDS allerdings als Zünglein 
an der Waage gewünscht wurde, ist umstritten. Viele Ge- 
nossen hätten das nicht gern gesehen, weil sie dadurch 
einen übermäßigen Druck auf die Partei befürchteten. 



In Bezug auf die innerparteilichen Diskussionen und 
Konflikte hoffen die meisten, daß sie nicht zur Zerreiß- 
probe werden. Das Klima hier in Halle ist dahingehend 
sehr tolerant. Für die Schärfe bestimmter Auseinanderset- 
zungen in Berlin bzw. Sachsen hat man hier wenig Ver- 
ständnis.Auch hofft man, daß die »OffenenListen« nicht zu 
einem potentiellen Sprengsatz werden - insbesondere 
durch die diversen Westlinken, deren Diskussionskultur 
hier oft abstoßend wirkt. 

Einsiedel und Zwerenz sind hier allerdings ganz gut an- 
gekommen, insbesondere bei ihren diversen Auftritten in 
Talkshows. Weil sie durch ihre Biographien nicht so an- 
greifbarwaren, konnten sie in einigen Aspekten (Aufarbei- 
tung des Nazismus, Kalter Krieg durch den Westen) gut 
kontern. 

Die Erwartungen an die eigentliche Parlamentsarbeit 
sind sicher sehr unterschiedlich. Das geht von z.T. illusio- 
nären Vorstellungen, mit Gesetzesinitiativen und Vor- 
schlägen da tatsächlich was bewirken zu können (und sei 
es, daß beispielsweisedann ostdeutsche Probleme auchvon 
der SPD und den Grünen aufgegriffen werden müßten, um 
der PDS den Wind aus den Segeln zu nehmen), bis zur mehr 
traditionellen Haltung, das Parlament nur als Tribüne zu 
nutzen. 

Für viele ist es eine Genugtuung, daß die SPD die PDS 
hier regelrecht hofieren muß. Der SPD-Fraktionsvorsit- 
zende im Landtag war ein regelrechter Kommunistenfres- 
ser - jetzt hat er kiloweise Kreide gefressen und schleicht 
um die PDS-Abgeordneten herum. 

Ein Widerspruch für viele hier besteht darin: einerseits 
versteht man-sich als Sozialist b m  Kommunist, mit der 
Einsicht, daß der Kapitalismus im Grundsatz nicht refor- 
mierbar ist, sondern nur durch einen von der Mehrheit der 
Werktätigen getragenen revolutionären Prozeß überwun- 
den werden kann, die erforderliche soziale Bewegung aber 
zur Zeit nicht absehbar ist; andererseits hat man hier eine 
Massenbasis, welche mit der Wahl der PDS auch konkrete 
Erwartungen verbindet -ohne aber selber aktivzu werden. 

Zum Fall Kaiser sind die Meinungen sehr unterschied- 
lich. Das geht von hundertprozentiger Solidarisierung mit 
Kerstin Kaiser bis zur vollen Unterstützung der (Bundes- 
tags-)Fraktionsentscheidung. Meiner Meinung nach hätte 
man es nicht so weit kommen lassen müssenund die Kandi- 
daturvorher zurücknehmen sollen. Natürlich bin ich auch 
gegen diese Hexenjagd der bürgerlichen Medien gegen 
IMs. Insgesamt sollte man aber erwarten können, daß die 
Betroffenen bei Kandidaturen ihren Fall offenlegen bzw. 
sich selber zurücknehmen. 

Das Verhältnis SPD-PDS, aber auch Grüne-PDS in den 
Parlamenten Sachsen-Anhalts entspannt sich sichtbar. An 
der Basis gibt es da schon noch Probleme, obgleich sich 
einzelne SPD-Basisgruppen auf die PDS zubewegen. Das 
ist von Ort zu Ort unterschiedlich. SPD-Gruppen, in denen 
»Aufbauhelfer«-Wessies den Ton angeben, haben da grö- 
ßere Schwierigkeiten. Initiatoren von Gesprächen in Sach- 
sen-Anhalt sind vor allem Pfarrer Schorlemmer (SPD) und 
Tschiche (Bündnis 9OIGriine). 

Zur FDPgibt es hier nicht mehrviel zu sagen. Die sind to- 
tal eingebrochen und scheinen kaum noch organisierte 
Parteiarbeit zu leisten. Viele Mitglieder setzen sich ab, be- 
sonders kleine Handwerker und Händler, die zu DDR-Zei- 
ten in der LDPD oder NDPD waren. 

Um die Grünen sieht es auch nicht besonders aus. Sie 
sind hier in Halle noch Ca. 50 Aktive. Besonders auf dem 
Land gelten sie hier als Fortschrittsfeinde, welche mit ih- 
ren Einsprüchen den »Aufbau Ost« behindern. Dort wählt 
man dann auch zu 40% CDU. 

Erstaunt hat hier das relativ gute Abschneiden der PDS 
im Westen, besonders in Hamburg. Hat das Substanz? 
Kann darauf etwas aufgebaut werden? Die von der DKP ha- 
ben sich ja offensichtlich stark für die PDS im Wahlkampf 
engagiert und anvielen Orten die Kleinarbeit gemacht, ob- 
wohl sie vorher von einigen aus dem PDS-Parteivorstand 
ziemlich unsolidarisch behandeltwurden. War deren Enga- 
gement eher förderlich für die PDS-West oder haben sie 
weitere potentielle Wähler abgestoßen (Gewerkschafter 
oder SPD-ler)? 3.11.94 H 

Göfflngen 

Der Klassengegner macht 
Personalpolitik 

Zum Thema PDS, die Oppositionspartei sein will, aber 
schon umfällt, bevor es überhaupt richtig losgeht: der er- 
zwungene Rückzieher von Kerstin Kaiserwar ein schwerer 
politischer Fehler, speziell ein Vertrauensverlust gegen- 
über den Ost-Wählern. Die Selbstbeschuldigung anhand 
der Biographie als .Unperson« muß Mitglieder und Wähler ') 
vor den Kopf stoßen, die einen ähnlichen Lebenslauf ha-% 
ben und sich in der Konsequenz dafür entschuldigen sollen 
-und zwar in Permanenz-überhaupt in der DDR das Licht 
der Welt erblickt zu haben. Der SPD-Stolpe ist stur geblie- 
ben, zu Recht, und die Bürgerrechtsquerulanten gingen 
den Bach runter. 

Zuarbeit für die Staatssicherheit hieß doch auch Siche- 
rung des Sozialismus, Absicherung vor Gefährdungen (bei 
uns nennt sich das Verfassungsschutz). Die Schwäche 
eines solchen autoritären Verständnisses liegt darin, 
einen Zuträgerdienst zu betreiben, um Dinge zu erfahren, 
die bei ungehinderter öffentlicher Debatte ohnehin mitzu- 
kriegen wären - freie Meinungsäußerung heißt ja nicht 
staatliche Förderung bzw. Zulassung bildzeitungsähnli- 
cher Publikationsorgane. Kooperation auch auf unterster 
Stufe mit der »Stasi« hieß auch Wohlwollen oder Sympathie 
gegenüber den sozialistischen Grundlagen - letztlich die 
fürs bürgerliche Gemüt andere Sichtweise der Eigentums- 
frage. Es geht ja in Wirklichkeit nicht um dieses Phantom 
»menschlicher Schuld«: die Menschen sollen in ihrem 
Einsatz für einen-wie verquer auch immerverstandenen- - ) 
Sozialismus getroffen werden, dem sollen sie abschwören! 

Kaum hat die PDS-Bundestagsgruppe im ersten Fall Vor- 
arbeit geleistet schon ist der nächste Kandidat im Visier. 
Umgekehrt: sie hätten Kerstin Kaiser stützen müssen im 
Hinblick auf die endliche Akzeptanz ostdeutscher Entwick- 
lung unter anderem Vorzeichen, resultierend aus der Nie- 
derlage des deutschen Imperialismus im 2.Weltkrieg und 
der Zuordnung der Landesteile zu den jeweiligen Sieger- 
mächten. Davon redet kaum jemand - als ob wir uns in 
einem historischen Vakuum bewegten. Wenn auch manch 
einer inzwischen deutsche Geschichte erst ab 1990 wahr- 
nehmen will-Rückruf in dieselbige! Zu erinnern ist hier an 
den Fall Herbert Wehner: selbst ministrabel geworden, be- 
kam er dennoch bei jeder Gelegenheit immer den Altkom- 
munisten angehängt. Aber er hat zurückgekeilt und wußte 
(wenn Abgeordnete wegen seiner Äußerungen scharen- 
weise das Plenum verließen): »Wer rausgeht, muß irgend- 
wann wieder reinkommen!« In dem bekannten Dialog Weh- 
nerlschumacher hieß es - durchaus aktuell: »Sie werden 
mir die Haut vom Leibe ziehen.« »Aber Du kannst das aus- 
halten!~ Ja, aushalten müssen sie es schon - wußten sie 
das nicht schon vorher? Und die Kaiser wollte es ja wohl 
aushalten. Was hat dieser Club von dreii3ig Parlamentshan- 
seln also erbracht zum Auftakt? Der Klassengegner macht 
mit ihnen .Personalpolitik«. 27.10.94 H 










































































